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Hauptversammlung der Splendid Medien AG am 14. Juni 2022 

Bericht zu Punkt 6 der Tagesordnung über  
den Bezugsrechtsausschluss beim Genehmigten Kapital 
 
Zu Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, 
das bisherige nicht ausgenutzte und mit Ablauf des 12. August 2022 auslaufende Genehmigte 
Kapital aufzuheben und durch ein neues Genehmigtes Kapital von insgesamt EUR 978.900,00 
(in Worten: neunhundertachtundsiebzigtausendneunhundert Euro) zu ersetzen. Der Vorstand 
erstattet gemäß § 203 Absatz 2 i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz über die Gründe 
für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht. 

 

1. Gegenwärtiges Genehmigtes Kapital und Anlass für dessen Änderung 

Die derzeit geltende Satzung enthält in § 5 Absatz (3) das Genehmigte Kapital 2020, das den 
Vorstand ermächtigt, das Grundkapital bis zum Ablauf des 12. August 2022 einmalig oder 
mehrmals in Teilbeträgen gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt 
EUR 978.900,00 (in Worten: neunhundertachtundsiebzigtausendneunhundert Euro) durch 
Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien im Nennbetrag von 1,00 Euro je Aktie 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). Von dieser Ermächtigung ist bis zum Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung kein Gebrauch gemacht worden.  

Die Ermächtigung gemäß § 5 Absatz (3) der Satzung (Genehmigtes Kapital 2020) wird mit 
Ablauf des 12. August 2022 auslaufen. Um der Gesellschaft kursschonende 
Reaktionsmöglichkeiten auf Marktgegebenheiten zu erhalten und um sowohl 
Barkapitalerhöhungen als auch Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll die Verwaltung 
der Gesellschaft durch Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals ermächtigt werden, das 
Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen 
der Hauptversammlung am 14. Juni 2022 deshalb die Schaffung eines neuen Genehmigten 
Kapitals 2022 vor. 

2. Neues Genehmigtes Kapital und damit verbundene Vorteile für die Gesellschaft. 

Insgesamt soll ein neues Genehmigtes Kapital 2022 bis zu einer Höhe von insgesamt 
EUR 978.900,00 (in Worten: neunhundertachtundsiebzigtausendneunhundert Euro), also 
weniger als 10% des derzeitigen Grundkapitals geschaffen werden. 

Das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2022 ermächtigt den Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats, das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 978.900,00 gegen Bar- oder 
Sacheinlage durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien zu erhöhen. 
Von der Ermächtigung kann auch ein- oder mehrmals in Teilbeträgen, insgesamt aber nur bis 
zu einem Betrag von EUR 978.900,00 Gebrauch gemacht werden. Der Vorstand wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen (dazu unten 3.). 

Die Ermächtigung soll bis zum 13. Juni 2024 erteilt werden und den Vorstand in die Lage 
versetzen, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen 
Erfordernissen anzupassen und auf auftretende Finanzierungserfordernisse kurzfristig 
reagieren zu können. 
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3. Ausschluss des Bezugsrechts 

Die neu geschaffenen Aktien sind den Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten. In 
folgenden Fällen soll der Vorstand jedoch ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen: 

• Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 6 lit. b. a) vor, das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Barkapitalerhöhungen in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz für Aktien im rechnerischen Betrag von bis zu 10 % 
des Grundkapitals ausschließen zu dürfen, wobei die 10 %-Grenze insgesamt, also auch 
bei Zusammenrechnung mit etwaigen anderen zu einer direkten oder indirekten 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz führenden Ermächtigungen, nicht 
überschritten werden darf. Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum 
vereinfachten Bezugsrechtsausschluss versetzt die Verwaltung in die Lage, kurzfristig 
günstige Börsensituationen ausnutzen zu können und dabei durch die marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche 
Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Bei einer derartigen Kapitalerhöhung und schnelle 
Platzierung junger Aktien ohne zeit- und kostenaufwendige Abwicklung eines 
Bezugsrechts ist in der Regel ein höherer Mittelzufluss zu erzielen. Der beantragte 
Bezugsrechtsausschluss dient dem Interesse der Gesellschaft, Aktien beispielsweise an 
institutionelle Anleger ausgeben zu können. Hierdurch können neue, zusätzliche 
Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Der Vorstand wird bei 
Ausnutzung dieser Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss den 
Ausgabebetrag je neuer Stückaktie so festsetzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis 
voraussichtlich nicht mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 %, des dann aktuellen 
Börsenkurses der Stückaktie der Gesellschaft beträgt. Durch diese Vorgabe werden die 
Aktionäre vor einer unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes geschützt. Bei 
Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss 
des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter 
Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffekts für 
sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 

• Die unter Tagesordnungspunkt 6 lit. b. b) beantragte Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss versetzt den Vorstand in die Lage, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 
auszuschließen, wenn die neuen Aktien der Gesellschaft im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des (auch mittelbaren) Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
durch die Gesellschaft als Gegenleistung eingesetzt werden sollen. Die Splendid Medien 
AG steht in einem globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den 
internationalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu 
können. Dazu gehört auch die Option, Unternehmen, Teile von Unternehmen oder 
Beteiligungen zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Die vorgesehene 
Ermächtigung ermöglicht es dem Vorstand, auf sich bietende Angebote flexibel reagieren 
zu können. Insbesondere in einem dynamischen Medien-Markt, in dem sich die 
Gesellschaft bewegt, kann eine rasche Reaktionsmöglichkeit notwendig sein, um einen 
Vorsprung der Gesellschaft vor potentiellen Mitbewerbern zu erreichen. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung zur Schaffung des Genehmigten Kapitals 2022 erweitert 
die Möglichkeiten der Splendid Medien AG zur Finanzierung ihrer Aktivitäten und eröffnet 
dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger 
Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden 
flexiblen und zeitnahen Finanzierung. Die Möglichkeit der Überlassung von Aktien im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen kann sich zudem gegenüber der Hingabe von Geld 
als die günstigere – weil liquiditätsschonendere – Finanzierungsform für die Gesellschaft 
erweisen und liegt damit auch im Interesse der Aktionäre. Die Praxis zeigt überdies, dass 
die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für eine Veräußerung häufig 
die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen. Um auch solche 
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Unternehmen erwerben zu können, muss die Splendid Medien AG die Möglichkeit haben, 
eigene Aktien als Gegenleistung zu gewähren. Es kommt bei einem 
Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und 
des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines 
Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von 
Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit 
für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar.  

• Schließlich soll der Vorstand nach Tagesordnungspunkt 6 lit. b. c) ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre zur Durchführung einer 
sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) auszuschließen. Bei der Aktiendividende 
wird den Aktionären angeboten, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder 
teilweise) als Sacheinlage in die Gesellschaft einzubringen, um im Gegenzug neue Aktien 
der Gesellschaft zu beziehen. Die Durchführung einer Aktiendividende wird in aller Regel 
als echte Bezugsrechtsemission unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre und unter 
Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a Aktiengesetz) erfolgen. Im Einzelfall 
kann es allerdings je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung 
einer Aktiendividende so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die 
dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a Aktiengesetz) neue Aktien aus dem Genehmigten 
Kapital zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal 
das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt ausschließt. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 
Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen, insbesondere ohne an die 
Mindestbezugsfrist und an den gesetzlich vorgegebenen Zeitpunkt für die Bekanntgabe 
des Ausgabebetrags gebunden zu sein. Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären 
die neuen Aktien angeboten werden und überschießende Dividenden-Teilbeträge durch 
Zahlung der Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der unter 
Tagesordnungspunkt 6 lit. a. c) vorgesehene Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt 
und angemessen. Bei der Entscheidung über die Art der Aktienbeschaffung oder eine 
Kombination verschiedener Arten der Aktienbeschaffung zur Finanzierung solcher 
Maßnahmen wird sich der Vorstand allein von den Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre leiten lassen. 

• Unter Tagesordnungspunkt 6 lit. b. drittletzter Absatz soll der Vorstand im Rahmen des 
Genehmigten Kapitals 2022 ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge beim Genehmigten Kapital 2022 ist erforderlich, um ein 
praktikables, technisch ohne weiteres durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu 
können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien 
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Auch wenn die Gesamtsumme des Genehmigten Kapitals 2022 weniger als 10% des 
derzeitigen Grundkapitals ausmacht, ist nochmals ausdrücklich geregelt, dass der Vorstand 
von den ihm erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts nur in einem 
solchen Umfang Gebrauch machen darf, dass der anteilige Betrag der insgesamt unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 10% des Grundkapitals nicht 
überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Dadurch wird der Gesamtumfang einer 
bezugsrechtsfreien Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital ausdrücklich auf 10% 
beschränkt. Hinzu kommt, dass eine Anrechnung auf die vorstehend genannte 10%-Grenze 
stattfindet, sofern sie während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals bis zu seiner 
Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der 
Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht 
ausgeschlossen wird. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich gegen eine 
Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligung abgesichert. 
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Die Ermächtigung soll auf zwei Jahre, das heißt bis zum Ablauf des 13. Juni 2024 befristet 
werden, um dem Vorstand die Möglichkeit zu geben, unter Berücksichtigung der dann 
bestehenden Rahmenbedingungen den Aktionären gegebenenfalls ein neues Genehmigtes 
Kapital vorzuschlagen und den Aktionären die Möglichkeit zu geben, hierüber erneut 
entscheiden zu können. 

Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe neuer Aktien und ggf. zum Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Er wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
der Ermächtigung berichten. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss 
des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter 
Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffekts für sachlich 
gerechtfertigt und für angemessen. 

Köln, im Mai 2022 

Splendid Medien AG 

 

 

 

Der Vorstand 


